Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/910 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Apel, Grobedter, Haar (Stuttgart), 
Kirst, Ollesch und der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Flaggendiskriminierung 


Der Deutsche Bundestag hat in einer Entschließung am 9. Mai 
1963 die Bundesregierung aufgefordert, der Diskriminierung 
der deutschen Seeschiffahrt dadurch zu begegnen, indem sie vor 
der Zusage von Anleihen, Krediten und Bundesbürgschaften 
an das Ausland in geeigneter Art und Weise dafür Sorge trägt, 
daß berechtigten deutschen Forderungen entsprochen wird. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß auch in den 
Kapitalhilfeabkommen mit den Ländern Brasilien und Ghana 
Bestimmungen enthalten sind, die eine Diskriminierung der 
deutschen Seeschiffahrt bei Transporten ausschließen sollen? 

2. Auf welche Weise stellt die Bundesregierung gegenüber den 
oben genannten Ländern die Einhaltung der in den Kapital- 
hilfeabkommen festgelegten Transportklauseln sicher? 

3. Welche weiteren nationalen Maßnahmen kann die Bundes- 
regierung ergreifen, um bereits kurzfristig den zunehmen- 
den Diskriminierungen unserer Handelsflotte durch eine 
Reihe afrikanischer, südamerikanischer und asiatischer Län- 
der entgegenzutreten? 


Bonn, den 5. Juni 1970 


Dr. Apel Kirst 

Grobecker Ollesdi 

Haar (Stuttgart) Mischnick und Fraktion 

Wehner und Fraktion 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 82t, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



